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baz direkt. Sie erreichen 
die BaZ-Regionalredaktion 
in Liestal tagsüber unter 
061 927 13 33, abends 
unter 061 639 18 75 oder 
per E-Mail land@baz.ch 
oder online@baz.ch. Le-
serbriefe senden Sie bitte 
an leserbrief@baz.ch

«Ohne stichhaltiges 
Argument gehts nicht.»
Sagt Lukas Bock über die Kunst des 
Debattierens. Er nimmt am Final von 
«Jugend debattiert» teil. > seite 28
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Jura zu Basel Area
Laufen. Basel Area, die Wirtschaftsförderung 
der beiden Basel, bekommt mit dem Kanton 
Jura einen neuen Partner. Wie gestern in Lau­
fen bekannt wurde, zahlt der Jura in einer vier­
jährigen Testphase eine Million Franken an  
Basel Area – namentlich für die Promotion im 
Ausland. > seite 28

Muttenz. Beim Sturz aus dem vierten Stock eines Mehrfamili­
enhauses hat sich eine Frau am Freitag in Muttenz schwere Ver­
letzungen zugezogen. Die Rega musste sie ins Spital fliegen. 
Über die Hintergründe des Zwischenfalls an der Seemättlistras­
se wurde eine Untersuchung eingeleitet, wie die Baselbieter Po­
lizei gestern mitteilte. Hinweise auf Dritteinwirkung gebe es je­
doch keine. SDA

Sturz aus viertem Stock

nachrichten

Tätlicher Streit 
am Imbissstand
Frenkendorf. Nach einem Streit 
bei einem Imbissstand am Bahnhof 
von Frenkendorf hat die Polizei ei-
nen 27-jährigen Mann festgenom-
men. Er befinde sich in Untersu-
chungshaft, teilte die Polizei am 
Freitag mit. Der aus Kenia stam-
mende Täter war am Dienstag-
abend mit einem Mitarbeiter des 
Imbissstands in Streit geraten. Da-
bei bedrohte er den 49-jährigen Mit-
arbeiter mit einem Messer. Leichte 
Verletzungen erlitt der Mitarbeiter 
aber nur, weil er im Gerangel stürz-
te. Ein Alkoholtest beim Angreifer 
ergab 1,2 Promille; zudem reagierte 
ein Drogentest positiv auf Kokain.

Töff-Raser auf 
der H18 erwischt
Münchenstein. Die Baselbieter 
Polizei hat am Donnerstagabend auf 
der H18 ein Motorrad registriert, 
welches viel zu schnell unterwegs 
war. Die Nachfahrmessung ergab 
eine Geschwindigkeit von 159 km/h 
– erlaubt sind 100 km/h. Der in der 
Region wohnhafte, 25-jährige Len-
ker spanischer Nationalität müsse 
mit einer empfindlichen Busse, ei-
nem Strafverfahren und dem Entzug 
des Führerausweises rechnen.

Gemeinden sollen Polizei «leasen»
Der Kanton möchte die Gemeindepolizeien übernehmen

peter walthard

Der Gemeindepolizist soll im Dorf 
bleiben, künftig aber dem Kanton 
unterstehen: Damit möchte Sabine  
Pegoraro Ordnung in den Kompe-
tenzenwirrwarr im Sicherheits- 
wesen bringen. 

Seit Wochen hatten Gemeindever­
treter gerätselt, wie die Sicherheitsdi­
rektion die Aufgaben von Kantons- 
und Gemeindepolizei künftig auftei­
len wolle. Gestern liess die Vorstehe­
rin Sabine Pegoraro die Katze aus dem 
Sack: In Zukunft sollen die Gemein­
depolizisten direkt für den Kanton ar­
beiten. Im Gegenzug könnten die Ge­
meinden diese Polizisten aber «lea­
sen»: Über eine Leistungsvereinba­
rung würden sie nicht nur die Dienste 
der Polizei einkaufen, sondern auch 
gleich das Personal. 

So zumindest sieht es das Modell 
vor, welches als erstes in Liestal getes­
tet werden soll. Die Vorteile liegen für 
Pegoraro auf der Hand: Die Gemein­
den behalten ihre eigenen Polizisten, 
die der Bevölkerung vertraut sind und 
sich vor Ort auskennen. Doppelspu­

rigkeiten und Kompetenzüberschnei­
dungen würden aber ausgeräumt. 
«Eine klassische Win-win-Situation», 
wie die Sicherheitsdirektorin an einer 
Tagung mit rund 90 Vertretern der 
Gemeinden erklärte. 

unklare details. Doch ob am Ende 
beide Seiten gewinnen, hängt von den 
Details ab – und die sind noch unklar. 
«Insbesondere blieben Unklarheiten 
über die finanziellen Auswirkungen 
bestehen», räumt Dieter Leutwyler, 
Leiter Kommunikation bei der Sicher­
heitsdirektion, in seinem Resümee 
der Tagung ein. Eng verknüpft mit 
dem Restrukturierungsmodell der Po­
lizei ist die Frage, wer künftig die 
Bussgelder aus den Gemeinden ein­
streichen soll. Pegoraro spricht von 
rund 30 Prozent der Einnahmen, wel­
che den Gemeinden überlassen wer­
den könnten. Allerdings hänge dies 
davon ab, wie die Aufgabenverteilung 
genau vorgegeben werde. 

Zündstoff bietet auch die Frage, 
wie die kleineren Gemeinden bei der 
Neuordnung behandelt werden sol­

len. Viele von ihnen verfügen über 
keine eigene Polizei, bisweilen muss 
der Gemeindepräsident selbst für 
Ruhe und Ordnung sorgen. Gleichzei­
tig können sie sich jedoch die Kosten 
für eigene Polizeidienste sparen, da 
die Kantonspolizei den Gemeinden 
rund ein Viertel ihrer gesamten Ar­
beitszeit zur Verfügung stellt. Disku­
tiert wurde deshalb auch ein Sockel­
beitrag, mit dem sich die kleinen Ge­
meinden, die keine eigenen Polizisten 
«leasen» können, an den Diensten des 
Kantons beteiligen sollten.

andere prioritäten. Kritisch stim­
men manche Gemeindevertreter aber 
weniger die finanziellen Auswirkun­
gen des neuen Modells, sondern viel­
mehr der Verlust von Kompetenzen. 
«Der Kanton wird andere Prioritäten 
setzen als wir», sagt der Reinacher Ge­
meindepräsident Urs Hintermann. 
Konsequenzen befürchtet er etwa bei 
den Verkehrskontrollen. So setze die 
Kantonspolizei zurzeit vor allem auf 
den Kampf gegen Raser, was auch gut 
sei. In Reinach brauche man die Kont­

rollen aber, um die Einhaltung der 
Tempo-30-Zonen durchzusetzen. 
«Wir haben andere Prioritäten, und 
die möchten wir selbst festlegen», sagt 
Hintermann. Pegoraro dagegen be­
tont, dass die Gemeinden auch mit 
dem neuen System das Heft in der 
Hand behalten würden: «Sie geben ja 
bestimmte Leistungen in Auftrag», 
gibt sie zu bedenken. 

Pilotprojekt. Einig waren sich die 
Vertreter von Gemeinden und Kanton 
gestern in einem Punkt: Man will 
nichts überstürzen. Eine Arbeitsgrup­
pe soll in den nächsten Monaten ab­
klären, wie es weitergehen könnte. 
Entschieden werde vorerst gar nichts, 
betont Pegoraro. Das sei auch gut so, 
sagt Hintermann: «Vielleicht kommen 
wir ja zu einer ganz anderen Lösung», 
sagt er. Möglich sei etwa auch die 
Schaffung von interkommunalen Re­
gionalpolizeien oder ein umgekehrtes 
Polizistenleasing: «Der Kanton könnte 
die Leistungen ja genau so gut bei uns 
Gemeinden einkaufen.»  

Bis die Arbeitsgruppe zu ersten 
Resultaten kommt, blicken alle Betei­
ligten nach Liestal: Hier wollen Stadt 
und Kanton das neue Konzept in ei­
nem Pilotversuch testen. «Solange es 
keine Entlassungen gibt und die Kos­
ten nicht steigen, halten wir das für 
ein gutes Modell», sagt Stadtpräsiden­
tin Regula Gysin. Von den vier Liesta­
ler Gemeindepolizisten wären laut 
Gysin wohl nur zwei vom Wechsel di­
rekt betroffen: Jene, die über eine 
Ausbildung als Kantonspolizist verfü­
gen. Die beiden anderen könnten wei­
terhin bei der Gemeinde angestellt 
bleiben und klassische administrative 
Aufgaben übernehmen.

Auch Hintermann findet es trotz 
aller Kritik gut, dass Liestal den Pilot­
versuch starten will: «Wir müssen 
jetzt schauen, wie sich das in der Pra­
xis bewährt», sagt er. 

Wichtig ist für Pegoraro: Die Dis­
kussionen in der Arbeitsgruppe sind 
ergebnisoffen. Man wolle die konst­
ruktive Atmosphäre der Tagung wei­
tertragen, sagt sie. Auch wenn man 
sich in Detailfragen noch nicht einig 
sei, gebe es doch einen Konsens, dass 
die rechtliche Situation neu definiert 
werden müsse. 

Vereinheitlichung. Sicherheitsdirektorin Sabine Pegoraro will die Polizeidienste besser koordinieren.  Foto Henry Muchenberger

Kritik am Untersuchungsbericht der Chemie
Allschwil. Wichtige Analyseresultate wurden nicht an die französischen Oberexperten weitergeleitet

Martin Matter

Ein Gutachten im Auftrag 
der Gemeinde Allschwil kri-
tisiert den Schlussbericht 
der IG Deponiesicherheit zur 
Untersuchung der Deponie 
Le Letten in Hagenthal.

Formell gibt es die IG De­
poniesicherheit (IG  DRB) der 
beteiligten Chemiefirmen nicht 
mehr: Mit der Ablieferung aller 
Schlussberichte hat sie ihre 
Aufgabe erfüllt. Bereits vor 
Jahresfrist rügte Geologiepro­
fessor Walter Wildi als Gutach­
ter der Gemeinde Allschwil die 
Untersuchungen der Deponie 
Le Letten in Hagenthal durch 
die IG DRB und die beauftragte 
Firma Antea als wissenschaft­
lich «nicht zeitgemäss». Vor al­
lem sei der Deponieinhalt nie 
wirklich untersucht worden. 

Jetzt kritisiert der Basler 
Altlastenexperte Martin Forter 

in einem weiteren Gutachten 
im Auftrage Allschwils, die IG 
DRB habe die Analyseresultate 
des Baselbieter Amtes für Um­
weltschutz und Energie in ih­
rem Schlussbericht zu Le Let­
ten nicht berücksichtigt und 
den französischen Oberexper­
ten vorenthalten. Deshalb hät­
ten die Oberexperten keine 
Kenntnis gehabt von den depo­
niespezifischen Stoffen im 
Trinkwasserbrunnen Zollstras­
se (Calonégo-Brunnen). 

Indiz. Diese Stofffunde seien 
aber ein wichtiges Indiz dafür, 
dass verschmutztes Grundwas­
ser von der Deponie Richtung 
Osten zu den Trinkwasserfas­
sungen in Schönenbuch ge­
langt. So fanden sich alle zwölf 
Schadstoffe, die im Wasser des 
Calonégo-Brunnens gefunden 

wurden, in teilweise hohen 
Konzentrationen in Abfall- und 
Wasserproben aus der Deponie 
Le Letten. Die IG hingegen hat­
te stets bestritten, dass im Ca­
lonégo-Brunnen deponiespe­
zifische Stoffe auftreten, was 
der Gemeinderat mehrfach mit 
Ärger registrierte. Gemäss For­
ters neuem Gutachten kommt 
allerdings auch die bisher un­
beachtete Deponie Grien als 
Quelle für die Schadstoffe im 
Calonégo-Brunnen infrage; 
jetzt wird die Sache auch auf 
Schweizer Seite untersucht 
(die BaZ berichtete).

Trotz der erwähnten Infor­
mationslücken kamen die fran­
zösischen Oberexperten zum 
Schluss, dass eine Verschmut­
zung des Trinkwassers durch 
die Deponie nicht mit Sicher­
heit ausgeschlossen werden 

könne. Damit bestätigten sie 
die Befürchtung des Gemein­
derats, dass die Deponie aus­
läuft und das Trinkwasser in 
Schönenbuch bedroht, schreibt 
Allschwils Gemeindepräsident 
Anton Lauber. Der Trinkwas­
serbezug aus Schönenbuch 
bleibe deshalb vorerst einge­
stellt. Für die bevorstehenden 
Aushubarbeiten zur definitiven 
Sanierung seien die Erkennt­
nisse von grosser Bedeutung: 
Es müsse verhindert werden, 
dass die Arbeiten Giftstoffe 
mobilisieren und Richtung 
Trinkwasserfassungen trans­
portieren können. 

Schlecht geschützt. Die 
Untersuchungsarbeiten für die 
definitive Sanierung im Letten 
und im Roemisloch, die Novar­
tis-Schweiz-Chef Michael Plüss 

2008 bekannt gegeben hat, 
sind inzwischen angelaufen. 
Dass man dabei Vorsicht wal­
ten lassen muss, zeigt ein Vor­
fall aus dem Roemisloch in 
Neuwiller: Dort stehen zwei 
Container am Wegrand neben 
dem Deponiegelände. Sie ent­
halten Sondermüll mit typi­
schen Chemiegerüchen, zwei­
fellos Aushub aus der Deponie. 
Die Container sind schlecht ab­
gedeckt, die starken Regenfälle 
der vergangenen Tage haben 
Wasser eindringen lassen; die 
Behälter sind nicht dicht, be­
lastetes Wasser könnte in den 
Untergrund sickern. 

 Zuständig für die Sanie­
rungsarbeiten in beiden Depo­
nien ist die Firma ERM France. 
Der zuständige Projektleiter 
war am Freitag für eine Stel­
lungnahme nicht erreichbar.

Lehrer-Ja 
zu Harmos
Kantonalkonferenz stellt sich  
gegen den Lehrerverein

Martin Matter

Nach dem Aargauer Nein kann sich die 
Baselbieter Lehrerschaft keine Basis-
stufe mehr vorstellen. Hingegen befür-
wortet die Kantonalkonferenz im Ge-
gensatz zum Lehrerverein den Harmos-
Wechsel auf das System 6/3. 

Zu Harmos hat die amtliche Kantonal­
konferenz der Baselbieter Lehrkräfte seit 
Anbeginn eine differenziertere Haltung 
als der gewerkschaftsartige Lehrerverein, 
dessen «poltrigen Stil» Lehrerpräsident 
Rolf Coray schon früher kritisierte. Die 
Harmos-Bemühungen hat die Kantonal­
konferenz, wenn auch mit Bedingungen 
und Vorbehalten, schon bis anhin unter­
stützt. Zum Teil bleibt sie auch jetzt dabei, 
wie die jüngste Konferenz mit rund hun­
dert Delegierten zeigte. «Nachdem für den 
Bildungsraum Nordwestschweiz der 
grösste Zankapfel Basisstufe im Kanton 
Aargau versenkt wurde, müssen wir den 
Blick auf jene Dinge lenken, die bleiben 
und helfen können, die Qualität unserer 
Schule zu verbessern», erklärt Coray. Kon­
kret heisse das: Eine flächendeckende Ba­
sisstufe müsse man vorerst wohl abschrei­
ben, auch wenn er sich das Modell im Sin­
ne gezielter Versuche weiterhin vorstellen 
könnte, so für kleinere Gemeinden.

sechs Jahre Primar. Bleibt der zweite, 
auch im Harmos-Paket enthaltene tief­
greifende Änderungsvorschlag, das Mo­
dell mit sechs Jahren Primar- und drei Jah­
ren Sekundarschule anstelle des im Basel­
biet üblichen Systems 5/4: Im Gegensatz 
zum Lehrerverein, der 6/3 ablehnt, ist die 
Kantonalkonferenz grundsätzlich dafür. 
Coray: «Mit dem Beharren auf 5/4 würde 
unser Kanton zum Exoten, wir hätten wie­
derum einen Kantönligeist». Und damit 
würde der Kanton, der Harmos angestos-
sen hat, unglaubwürdig. Mit dem Nein zur 
Basisstufe und dem Ja zum Harmos-Kon­
kordat liegt die Kantonalkonferenz etwa 
auf der gleichen Linie wie die baselstädti­
sche Lehrerschaft. Klar einverstanden ist 
die Kantonalkonferenz mit den vorge­
schlagenen Tagesstrukturen, eher einver­
standen auch mit dem Sonderpädagogik-
Konkordat. > www.akkbl.ch
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